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Arbeitsmarktpolitik in Uruguay 
Mit Mindestlöhnen und Kollektivverhandlungen zum Erfolg 

In den letzten zehn Jahren ist Uruguay in vielen Bereichen zu einem Laboratorium 
progressiver Politik geworden. Insbesondere die Arbeitsmarktpolitik gilt seit Antritt 
der Mitte-Links-Regierung im Jahr 2004 als Erfolgsbeispiel. 

Der kleine Staat hat sich in kürzester Zeit von einem krisenanfälligen Land zu einem 
attraktiven Ort für Arbeitnehmer_innen und Unternehmer_innen entwickelt. Der In-
ternationale Gewerkschaftsbund gruppierte Uruguay 2014 in seinem Global Rights 
Index in die Kategorie der »Länder mit den besten Arbeitsstandards« weltweit ein.

Dank einer aktiven Arbeitsmarktpolitik entstand ein neues Kräfteverhältnis zwischen 
der nun gestärkten Politik und dem zuvor dominanten Markt. Als Schlüssel zum Er-
folg gelten die Stärkung der Kollektivverhandlungen, eine aktive Mindestlohnpolitik 
und der Kampf gegen die Schattenwirtschaft. So gelang es, große Teile der Bevölke-
rung am wieder einsetzenden Wirtschaftswachstum teilhaben zu lassen.

Eine unbewältigte Herausforderung ist die Jugendarbeitslosigkeit. 20 Prozent der 
17- bis 25-Jährigen haben weder einen Arbeits- noch einen Studienplatz. Dieses 
Problem will die Regierung mit einem Jugendbeschäftigungsgesetz und einem inno-
vativen Maßnahmenmix nun lösen.
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1. Einleitung

In den letzten zehn Jahren ist Uruguay in vielen Berei-
chen zu einem Laboratorium progressiver Politik ge-
worden. Insbesondere die Arbeitsmarktpolitik gilt seit 
Antritt der Mitte-Links-Regierung im Jahr 2004 als Er-
folgsbeispiel. Die Ergebnisse können sich sehen lassen: 
Uruguay hat sich in kürzester Zeit von einem krisenanfäl-
ligen, prekären Land zu einem attraktiven Ort für Arbeit-
nehmer_innen und Unternehmer_innen entwickelt. Der 
Internationale Gewerkschaftsbund (IGB) gruppierte den 
kleinen südamerikanischen Staat 2014 gemeinsam mit 
Dänemark in seinem Global Rights Index in die Kategorie 
der »Länder mit den besten Arbeitsstandards« weltweit 
ein. Deutschland landete nur in der zweitbesten Katego-
rie (vgl. IGB 2014: 27).

Die vorliegende Analyse soll Einblicke in einige zentrale 
Elemente der Arbeitsmarktreformen geben und aufzei-
gen, durch welche Politiken es gelang, die breite Bevöl-
kerung am wieder einsetzenden Wirtschaftswachstum 
teilhaben zu lassen. Im Fokus stehen dabei die Stärkung 
der Kollektivverhandlungen, eine aktive Mindestlohn
politik und der Kampf gegen die Schattenwirtschaft. Sie 
gelten als die ausschlaggebenden Instrumente zur Ent-
wicklung des uruguayischen Arbeitsmarktes.

Ein Blick nach Uruguay lohnt sich für Europa in Krisen-
zeiten. Das Land hat zunächst ähnliche Erfahrungen mit 
Finanz- und Wirtschaftskrisen, Sparpolitik und Deregu-
lierung gemacht. Durch einen politischen Paradigmen-
wechsel ist ihm anschließend jedoch eine rasante und 
nachhaltige soziale Erholung gelungen.

2. Die wirtschaftliche und soziale Entwicklung 
Uruguays in der letzten Dekade

2.1 Von der Krise und Hoffnungslosigkeit in 2004 …

Die Finanz- und Wirtschaftskrise Argentiniens und Bra-
siliens traf Uruguay 2002 schwer. Aufgrund der hohen 
Exportabhängigkeit in diese beiden Nachbarländer brach 
die heimische Wirtschaft ein, die Arbeitslosigkeit stieg auf 
ein Rekordhoch von 20 Prozent und der informelle Sektor 
wuchs rasant. Nach Jahren neoliberaler Strukturanpas-
sungen fehlten soziale Sicherungsmechanismen, um den 
folgenden gesellschaftlichen Absturz vieler Menschen zu 
verhindern. Deregulierung und Flexibilisierung waren bis 

zu jenem Zeitpunkt die Schlagwörter in der Arbeitsmarkt- 
und Sozialpolitik (vgl. Mendez / Senatore / Traversa 2009: 
17). Die Armut kletterte in dieser Periode auf knapp 30 
Prozent. Als Folge verließen immer mehr Uruguayer_in-
nen das Land und versuchten so der wirtschaftlichen Mi-
sere zu entrinnen. Dieses Bild der Hoffnungslosigkeit ist 
in Uruguay mittlerweile verschwunden (s. Abbildung 1).

2.2 … zu Wohlstand und einem der arbeit- 
nehmerfreundlichsten Länder weltweit

Nach dieser Phase des Niedergangs hat Uruguay heute 
wieder Anschluss an die Weltwirtschaft gefunden. Die 
hohen Preise für Rohstoffe haben dem Agrarexportland 
in den letzten Jahren ein durchschnittliches Wirtschafts-
wachstum zwischen vier und acht Prozent beschert. Zu-
dem gelang es, hohe ausländische Direktinvestitionen 
ins Land zu holen und den Dienstleistungs- und Touris-
mussektor auszubauen.

Das seit 2004 regierende linksdemokratische Parteien-
bündnis Frente Amplio (»Breite Front«, FA) nutzte diesen 
wirtschaftlichen Rückenwind für ein Politikfelder über-
greifendes Gesamtreformkonzept, das zahlreiche Sozial- 
und Arbeitsmarktreformen einleitete. Das Ergebnis kann 
sich in der Tat sehen lassen: Die Ausweitung der sozialen 
Sicherung und die Stärkung der Rechte von Arbeitneh-
mer_innen führten zu spürbaren Wohlstandsgewinnen 
bei großen Teilen der Bevölkerung. Die Modernisierung 
der Arbeitsbeziehungen ist in kurzer Zeit gelungen. 
Quantität und Qualität der Jobs haben sich verbessert. 
Heute befindet sich die Arbeitslosigkeit mit sieben Pro-
zent auf einem historischen Tiefstand in Uruguay und 
das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf hat einen deutlichen 
Sprung auf 18.970 US-Dollar gemacht (s. Abbildung 1). 
Das Wahlversprechen, dass die Uruguayer_innen für die 
Krisenverluste von 2001/2002 entschädigt würden, wur-
de mit dieser Politik eingelöst.

Zum ersten Mal in der Geschichte des Landes gelang es 
zudem, die Kluft zwischen Arm und Reich etwas zu schlie-
ßen. Der für soziale Gleichheit ausschlaggebende Gini-
Index verbesserte sich von 0,47 in 2004 auf 0,38 in 2014 
(vgl. Nationales Statistik-Institut Uruguay, siehe Abbil-
dung 1). Diese Umkehr des Trends der gesellschaftlichen 
Spaltung hin zu mehr sozialer Kohäsion ist einzigartig in 
Lateinamerika und der Karibik. Den Entwicklungserfolg 
Uruguays zeigen nicht nur die objektiven Wirtschafts- 
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und Sozialindikatoren, sondern auch die subjektive Wahr-
nehmung der Bürger_innen: Die Zustimmung zur Demo-
kratie ist im lateinamerikaweiten Vergleich am höchsten, 
Parteien und Gewerkschaften sind anerkannte Akteure 
und die Politikverdrossenheit ist relativ gering (Latino­
barómetro 2014).

3. Arbeitsmarktreformen in Uruguay: 
Der Schlüssel zum Erfolg

Den Schlüssel zum Erfolg stellen 35 Gesetze dar, wel-
che die FA-Regierung während ihrer bisherigen Amtszeit 
(2004–2015) erlassen hat. Dies ist die höchste Arbeits-
gesetzgebungsrate in der Geschichte Uruguays. Wie in 
den Nachbarländern Argentinien und Brasilien setzte die 
Mitte-Links-Regierung nach Amtsantritt schnell auf eine 
aktive Arbeitsmarktpolitik. Es entstand ein neues Kräfte-
verhältnis zwischen der nun gestärkten Politik und dem 
zuvor dominanten Markt. Dieser Paradigmenwechsel lei-
tete die Rückkehr des Staates und das Ende des neolibe-
ralen Deregulierungstrends ein (vgl. Wille / Meier 2010).

3.1 Stärkung der Kollektivverhandlungen

Das Herz der Reformen bildet die Stärkung des Kol-
lektivverhandlungsrechts. In Uruguay wurden bereits 
1943 sogenannte Lohnräte eingerichtet. Dieses drei-
gliedrige Organ – bestehend aus Gewerkschaften, Un-
ternehmer_innen und Regierung – hat die Aufgabe, 
regelmäßig über Tariflöhne und Arbeitsbedingungen zu 
verhandeln.1In den 1970er-Jahren suspendierte man die 
Lohnräte im Rahmen der Deregulierungs- und Flexibili-

1. Die Regierung wird dabei durch das Arbeitsministerium vertreten, die 
Arbeitnehmer_innen durch den Einheitsgewerkschaftsdachverband PIT-
CNT und die Arbeitgeber_innenseite durch die Industriekammer bzw. 
durch die Handelskammer.

sierungspolitik. Erst mit Amtsantritt des linksdemokra-
tischen Staatschefs Tabaré Vázquez wurde das System 
wiederbelebt und der Staat kehrte in die Arena der Ar-
beitsbeziehungen zurück. Seitdem verhandeln die Lohn-
räte halbjährlich über Gehaltssteigerungen für rund 20 
Berufsgruppen2 und erzielen damit Tarifeinigungen für 
89 Prozent der lohnabhängig Beschäftigten. Rund 90 
Prozent der Verhandlungen enden mit einem Abschluss. 
Große Streikrunden und langandauernde Konflikte kön-
nen in der Regel vermieden werden. Die Lohnräte haben 
sich folglich den Ruf als erfolgreiche Mediatoren erarbei-
tet, mit äußerst effektiven Instrumenten des sozialen Di-
alogs – trotz der ILO-Kritik, die mehrfach eine zu aktive 
Rolle des Staates bemängelt hatte.

Seit ihrer Wiederbelebung vor zehn Jahren stiegen die 
Reallöhne um rund 40 Prozent. Dem Ziel einer faireren 
Beteiligung der Arbeitnehmer_innen an den Unterneh-
mensgewinnen ist man damit einen großen Schritt näher 
gekommen. Bemerkenswert ist die Mehrdimensionalität 
dieses Systems: Neben klassischen Lohnverhandlungen 
ist das tripartite Organ auch für Fragen zuständig, wel-
che die Verbesserung von Arbeitsstandards betreffen. 
Es berät über Themen wie Geschlechtergleichstellung, 
Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz, ma-
ximale Wochenarbeitszeiten sowie berufliche Aus- und 
Fortbildung. Damit zielt die Regierung auf die Verbesse-
rung der Qualität von Arbeit in all ihren Facetten ab. Die 
von den Kritiker_innen befürchteten negativen Auswir-
kungen auf die Produktivität sind nicht eingetreten. Im 
Gegenteil: Die Produktivität ist in Uruguay in den letzten 

2. Die 20 Berufsgruppen decken grob vier Sektoren ab: 1. Industrie- und 
Dienstleistungssektor; 2. Hausangestellte; 3. Landarbeiter_innen; 4. Öffent-
licher Dienst. 

Gleichzeitig verabschiedete die Regierung ein neues Gewerkschafts-
gesetz (Ley de fuero sindical). Dies garantiert Vereinigungsfreiheit für 
Gewerkschafter_innen ohne Einfluss der Arbeitgeber_innen und stellt 
eine Grundvoraussetzung für die Gleichberechtigung in den Kollektiv-
verhandlungen dar.

Jahr Arbeitslosigkeit Bruttoinlands- 

produkt pro Kopf 

in US-Dollar

Armutsrate Gini-Index Gewerkschaftlicher 

Organisationsgrad

Zustimmung 

der Bürger_innen 

zur Demokratie

2004 19,8 % 10.970 29 % 0,47 14 % 84 % 

2014 7 % 18.940 9,7 % 0,38 34 % 88,5 %

Tabelle 1: Ausgewählte Entwicklungsdaten Uruguays im Vergleich 2004–2014

Quelle: UN-Wirtschaftskommission für Lateinamerika und die Karibik, Nationales Statistik-Institut Uruguay sowie Latinobarómetro 2014.
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Jahren gestiegen, das höhere Lohnniveau hat die Kauf-
kraft und den Binnenmarkt gestärkt sowie die Staatsein-
nahmen vergrößert (vgl. Olesker 2015: 4).

Ende 2009 folgte schließlich eine neue gesetzliche Ver-
ankerung des Rechts auf Kollektivverhandlungen: An-
ders als in der Vergangenheit hängt die Einberufung der 
Lohnräte nun nicht mehr vom Willen der amtierenden 
Regierung ab, sondern kann ebenfalls von Arbeitneh-
mer_innen sowie Arbeitgeber_innen initiiert werden. 
Dies sichert die Nachhaltigkeit der Reformen: In Zukunft 
werden es mögliche konservativere Regierungen nicht 
so einfach haben, die Lohnräte außer Kraft zu setzen. 
Dieser Geschichtsabschnitt soll sich nicht wiederholen.

3.2 Aktive Mindestlohnpolitik

Als eine weitere entscheidende Maßnahme innerhalb 
der Arbeitsmarktreformen gilt die Mindestlohnpolitik. 
In fast allen lateinamerikanischen Ländern gibt es eine 
gesetzlich vorgeschriebene Einkommensuntergrenze. Al-
lerdings variieren die Höhe sowie die Überwachung der 
Einhaltung von Land zu Land stark. In manchen Staaten, 
wie beispielsweise Mexiko, ist der Mindestlohn aufgrund 
seines niedrigen Niveaus und mangelnder Kontrolle wir-
kungslos, in Brasilien stellt er dagegen ein erfolgreiches 
Instrument der Arbeitsmarktregulierung und der Armuts-
bekämpfung dar.

Uruguay ist heute ein Land mit solch einer besonders po-
sitiven Erfahrung. Der Mindestlohn hat hier bereits eine 
lange Tradition. Er wurde 1969 eingeführt. Allerdings 
kontrollierten die Regierungen seine Implementierung 
und seine Konzeption anfangs nicht. Ohne Inflationsan-
passung besaß der Mindestlohn 2004 nur noch 25 Pro-
zent des Realwertes von 1969. Dieser Trend änderte sich 
erst mit dem Aufkommen der »linken Welle«. Per Dekret 
ordnet die FA-Regierung nun jährlich an, wie hoch das 
Mindesteinkommen für die Arbeitnehmer_innen sein 
muss. Derzeit liegt die Netto-Lohnuntergrenze bei rund 
380 US-Dollar im Monat. Die unter Kapitel 3.1 beschrie-
benen Lohnräte haben die Aufgabe, auf dieser Basis für 
jede Berufsgruppe branchenspezifische Mindestlöhne 
auszuhandeln. Damit existiert heute eine Vielzahl ver-
schiedener Einkommensuntergrenzen (s. Abbildung 2). 
Diese liegen meist deutlich über dem genannten Wert 
von 380 US-Dollar. Zwischen 2006 und 2011 ist der Real- 
wert der Mindestlöhne um rund 60 Prozent gestiegen 
(vgl. CEPAL 2014).

Ausschlaggebend für seine armutslindernde Wirkung 
ist, dass der Mindestlohn nicht als politische Einzelmaß-
nahme verstanden wird, sondern in größere Sozialpro-
gramme eingebettet ist. Empfänger_innen erhalten 
meist auch eine soziale Grundsicherung sowie Lebens-
mittelmarken für sich und ihre Familienangehörigen. 
Auch die Kaufkraft der unteren Einkommensgruppen ist 
durch diese Maßnahmen gestiegen.

Branche Berufsgruppe Mindestlohn 

in US-Dollar

Steigerung im Ver-

gleich zum Vorjahr 

Kaufkraftzugewinn  

(nach Abzug der Inflation)

Handel Verkäufer_innen im Supermarkt 495 11,27 % 2 %

Verkäufer_innen im Einzelhandel 518 11,27 % 2 %

Altenpflege Pfleger_innen in Heimen mit 

Gewinnstreben
429 14,92 % –

Pfleger_innen in Heimen ohne 

Gewinnstreben
372 – 1 %

Bildungssektor Erzieher_innen 330 7,39 % 1,47 %

Juniorprofessor_innen 807 5,62 % 1,47 %

Landwirtschaft Landarbeiter_innen 448 11,27 % 2 %

Hausangestellte Putzfrauen und Kindermädchen 401 10,95 % 2,24 %

Quelle: Uruguayisches Arbeitsministerium. Ergebnisse der Lohnräteverhandlungen in 2014 unter: http://www.mtss.gub.uy/web/mtss/consejos-de-salarios 

Tabelle 2: Ausgewählte Mindestlöhne in Uruguay 2014 (bei 40 Wochenstunden Arbeitszeit)
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Inspektorenteams des Arbeitsministeriums kontrollie-
ren die Einhaltung der Mindestlöhne. Sie führen spon-
tane Besuche in Unternehmen, auf Baustellen sowie in 
privaten Haushalten durch. Da die Strafzahlungen bei 
Nichteinhaltung der Lohnvorgaben sehr hoch sind, ha-
ben diese Inspektionen eine abschreckende Wirkung. 
Die Zahl der Unternehmer_innen, die Einkommen unter-
halb der Grenze bezahlen, scheint gering zu sein. Die 
von Kritiker_innen befürchtete Abwanderung in die In-
formalität als Mindestlohnvermeidungsstrategie der Un- 
ternehmer_innen bleibt in Uruguay laut Studien der In-
ternationalen Arbeitsorganisation (IAO) damit aus (vgl. 
IAO 2014).

Bei dieser erfolgreichen Durchsetzung des Mindestlohns 
in Uruguay spielten und spielen die Gewerkschaften 
eine maßgebliche Rolle. Zwar haben auch Länder ohne 
eine starke Arbeiter_innenbewegung den Mindestlohn 
ausgeweitet, wie etwa Bolivien. Aber gerade in den Län-
dern mit besonders positiven Erfahrungen – wie Uru- 
guay, Brasilien und Argentinien – sind die Gewerkschaf-
ten sehr stark, verfügen über einen hohen Organisati-
onsgrad und politische Einflussnahme auf die linken Re-
gierungen. Das Fazit lautet: Dort wo linksdemokratische 
Parteien und durchsetzungsstarke Gewerkschaften an 
einem Strang ziehen, sind in Lateinamerika und der Ka-
ribik in Sachen Mindestlohnpolitik die besten Ergebnisse 
erzielt worden.

3.3 Formalisierung: Der Kampf  
gegen die Schattenwirtschaft

Das dritte große Ziel der Arbeitsmarktreformen war die 
Bekämpfung des informellen Sektors. Knapp 40 Prozent 
aller Arbeitnehmer_innen hatten 2004 eine nicht-sozi-
alversicherungspflichtige Beschäftigung. Diese Gruppe 
war weitgehend von Arbeitsstandards sowie der Ge-
sundheitsversorgung ausgeschlossen und einer hohen 
sozialen Verwundbarkeit ausgesetzt. In Uruguay waren 
und sind die meisten informell Beschäftigten Landarbei-
ter_innen und Hausangestellte. Sie verfügten lange Zeit 
über keine gewerkschaftliche Interessenvertretung und 
haben sich daher kaum als Kollektiv für ihre Rechte ein-
setzen können.

Im Zuge des Kampfes gegen die Schwarzarbeit setzte 
die Frente Amplio bei diesen beiden Berufsgruppen an. 
Die Strategie zielte darauf ab, deren Arbeitsverhältnisse 

gesetzlich zu regeln. So sichert beispielsweise seit 2006 
das Gesetz für Hausangestellte (Ley de Trabajo Domés­
tico) deren Sozialversicherungsschutz. Die schätzungs-
weise 95.000 Frauen, die in privaten Haushalten tätig 
sind, haben nun erstens Anspruch auf Kranken- und 
Rentenversicherung sowie auf Arbeitslosengeld und 
Abfindungszahlungen im Falle einer Entlassung. Die Ar-
beitgeber_innen sind verpflichtet, die Beiträge monatlich 
an die Sozialversicherungsbank abzuführen (vgl. Meier 
2010: 6). Zweitens schafft das Gesetz eine Reihe von 
rechtlichen Verbesserungen. Die maximale Arbeitszeit 
von Hausangestellten ist nun auf acht Stunden täglich 
bzw. 44 Wochenstunden begrenzt. Feste Pausen sowie 
Urlaubszeiten sind vorgeschrieben. Und drittens stärkt 
das Gesetz die gewerkschaftlichen Rechte von Hausan-
gestellten, da es die Integration in das kollektive Lohn-
verhandlungssystem vorsieht. Seit 2008 überprüfen die 
zuständigen Lohnräte regelmäßig, ob die gesetzlichen 
Regelungen greifen und verhandeln über Einkommens-
verbesserungen und Arbeitsbedingungen.

In diesem günstigen politischen Umfeld gründete sich 
abermals die 1990 aufgelöste Gewerkschaft für Hausan-
gestellte (Sindicato Unico de Trabajadoras Domésticas, 
SUTD). SUTD vertritt die Arbeitnehmer_innen heute in 
den Lohnräten. Seit den gesetzlichen Verbesserungen 
ist auch die Attraktivität der gewerkschaftlichen Organi-
sation gestiegen. Ihr Organisationsgrad stieg von unter 
einem Prozent auf mittlerweile zehn Prozent. Durch ge-
zielte und sehr innovative Öffentlichkeitskampagnen hat 
die Sozialversicherungsbank BPS sowohl Hausangestell-
te als auch die Arbeitgeber_innen umfassend über die 
Neuregelungen informiert. Durch TV- und Radiospots 
sowie durch Theateraufführungen in öffentlichen Bus-
linien und ärmeren Stadtvierteln wurden die Rechte der 
Arbeiter_innen thematisiert und auf die Vorteile eines 
sozialversicherungspflichtigen Jobs hingewiesen. Diese 
Kampagnen zeigten Wirkung: Während 2004 nur 30 
Prozent der Hausangestellten des Landes sozialversi-
chert waren, sind es heute 60 Prozent (Nationales Sta-
tistik-Institut).

Das zweite Beispiel sind die 80.000 Landarbeiter_innen. 
Im Zuge einer zweiten Reformwelle 2008 verabschie-
dete die FA-Regierung ein Gesetz, dass diese bislang 
nicht organisierte, prekäre Berufsgruppe ebenfalls zum 
Bestandteil der Verhandlungen der Lohnräte machte. 
Nach dem Vorbild des Gesetzes für Hausangestellte gin-
gen mit einem weiteren Gesetz 2009 arbeitsrechtliche 
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Verbesserungen für Landarbeiter_innen einher. Arbeits- 
und Ruhezeiten sowie Urlaubsansprüche wurden zum 
ersten Mal in der Geschichte Uruguays für diese Berufs-
gruppe festgeschrieben. Damit ist Uruguay den meisten 
anderen lateinamerikanischen Ländern einen großen 
Schritt voraus. Arbeitgeber_innen müssen nun erstmals 
für Landarbeiter_innen Sozialabgaben zahlen. Die Kauf-
kraft ist damit in ländlichen Gebieten gestiegen und die 
soziale Verwundbarkeit nimmt ab.

Trotz dieser Erfolge sind Landarbeiter_innen jedoch 
nach wie vor diejenige Berufsgruppe, bei der die Einhal-
tung von Arbeitsstandards am schwierigsten zu kontrol-
lieren und daher die Missachtung der staatlichen Regeln 
am größten ist. Nach Schätzungen des Arbeitsministe-
riums arbeiten noch immer 30 Prozent im informellen 
Sektor, rund 35 Prozent sind mehr als die gesetzliche 
Höchstarbeitszeit von 48 Wochenstunden tätig und 58 
Prozent erhalten weniger als den staatlich vorgeschrie-
benen Mindestlohn von 570 US-Dollar. Problematisch 
ist, dass die Landarbeiter_innen bislang nur über eine 
sehr schwache, kaum handlungsfähige Gewerkschaft 
verfügen. Es fällt ihnen daher sehr schwer, sich kollektiv 
gegen Arbeitsrechtsverletzungen zu wehren. Dass trotz 
des hohen staatlichen Engagements für diese beiden Be-
rufsgruppen nach wie vor zahlreiche Menschen unter il-
legalen Bedingungen beschäftigt sind, zeigt, wie schwer 
es ist, die gesellschaftliche Akzeptanz der über Jahrhun-
derte praktizierten Informalität aufzubrechen. Der nur 

langsam einsetzende Bewusstseinswandel kommt in 
vielerlei Hinsicht bereits einer kleinen Kulturrevolution 
gleich.

Neben dem speziellen Einsatz für Hausangestellte und 
Landarbeiter_innen verfügt Uruguay heute zudem über 
ein fortschrittliches Gesetz, das Outsourcing und Leihar-
beit reguliert sowie eine zentrale Verbesserung für alle 
Berufsgruppen darstellt (vgl. Oelsker 2015: 1). In allen 
Branchen gilt die Regel, dass ein Unternehmen nicht 
nur verantwortlich für die Einhaltung der Arbeitsstan-
dards und Lohnniveaus seiner festangestellten Mitarbei-
ter_innen ist, sondern auch für die Arbeitsbedingungen 
aller Lieferant_innen und outgesourcten Arbeitskräfte 
in Subunternehmen in Haft genommen werden kann. 
Damit steigt die Verantwortung eines Unternehmens für 
die gesamte Produktionskette seiner Ware. 

Das Fazit ist, dass einst informelle Jobs formalisiert wur-
den und prekär beschäftigte Arbeiter_innen Interessen-
vertretungen erhielten, wodurch sich ihre Situation auf 
dem Arbeitsmarkt und die Qualität ihrer Jobs deutlich 
verbesserte. Die Anzahl sozialversicherungspflichtiger 
Arbeitsstellen ist von 2004 bis 2014 um mehr als 50 Pro-
zent gestiegen.

In Uruguay ist es damit gelungen, die informelle Wirt-
schaft von 41 Prozent in 2004 auf 21 Prozent in 2014 
zu senken (Nationales Statistik-Institut 2014). In städti-

Abbildung 1: Indikatoren des Arbeitsmarktes in Uruguay 2001–2014

Quelle: Eigene Darstellung nach ILO (2014): Reducción del empleo informal en Uruguay: políticas y resultados;  
http://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---americas/---ro-lima/documents/publication/wcms_245623.pdf
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schen Unternehmen mit mehr als fünf Mitarbeiter_in-
nen liegt die Informalität nach Schätzungen sogar nur 
bei 2,6 Prozent. Deutlich höhere Ziffern weisen Kleinst
unternehmen sowie Betriebe im Landesinneren auf. Dies 
sind die besten Werte in ganz Lateinamerika (vgl. CEPAL 
2014). In keinem anderen Land war der Kampf gegen 
die Schattenwirtschaft annähernd so erfolgreich. Diese 
positiven Entwicklungen führten zudem dazu, dass die 
Gewerkschaften ihren Organisationsgrad erhöhen und 
ihren politischen Einfluss ausbauen konnten. Zwischen 
2004 und 2014 hat sich die Mitgliederzahl des Einheits-
dachverbandes PIT-CNT von 100.000 auf über 400.000 
um mehr als 400 Prozent erhöht. Er repräsentiert damit 
nun 34 Prozent der Erwerbsbevölkerung.

4. Die nächste Herausforderung:  
Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit

4.1 Lost Generation? Die Situation  
junger Menschen in Uruguay

Trotz aller arbeitsmarktpolitischen Erfolge gibt es in 
Uruguay ein großes ungelöstes Problem: Die Jugendar-
beitslosigkeit. 2004 lag sie bei 30 Prozent. Heute haben 
immer noch rund 20 Prozent der 17- bis 25-Jährigen we-
der einen Arbeits- noch einen Studienplatz. Wie in den 
meisten Ländern der Welt liegt in Uruguay die Jugendar-
beitslosigkeit damit weit über der durchschnittlichen Ar-
beitslosigkeit. Zudem sind junge Menschen häufiger in 
prekären Beschäftigungsverhältnissen tätig – 25 Prozent 
arbeiten ohne Sozialversicherungsschutz – und verdie-
nen meist deutlich weniger.

Neben dem Alter führen auch soziale Herkunft, Migra-
tionshintergrund, Geschlecht sowie das Bildungsniveau 
zu Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt. Junge afro-
amerikanische Frauen aus armen Wohngebieten sind der 
höchsten sozialen Verwundbarkeit ausgesetzt (vgl. Mo-
reira / Martínez 2012). Dies zeigt, dass nicht alle gesell-
schaftlichen Gruppen gleichermaßen von der positiven 
Entwicklung in Uruguay profitieren. Problematisch ist 
zudem, dass jeder zweite erwerbstätige 17- bis 25-Jäh-
rige im Handel beschäftigt ist. Dort liegt die Arbeitszeit 
bei über 40 Wochenstunden. Dies macht es schwierig, 
Arbeit und Fortbildung zu kombinieren. Das historisch 
gute Ausbildungsniveau in Uruguay sinkt damit ab; Fach-
kräfte sind Mangelware und die Aufstiegschancen für 
die junge Generation sinken.

4.2 Politische Maßnahmen zur  
Förderung der Chancengleichheit

Die Regierung versucht, dieser Tendenz nun entgegen-
zusteuern. Während der ersten Amtszeit der Frente Am­
plio (2005–2009) stand der Aufbau von Institutionen im 
Mittelpunkt. Forschungsinstitute, Jugendsekretariate in 
den Ministerien sowie das Nationale Institut für Arbeit 
und Weiterbildung (Instituto Nacional de Empleo y For­
mación Profesional, INEFOP) wurden gegründet. Diese 
Art von spezifischem Institution Building stellt eine Neu-
heit für Uruguay dar und schafft die Grundlage dafür, 
bei allen Politikreformen ein Augenmerk auf die spezielle 
Situation von Jugendlichen richten zu können. »Jugend-
Mainstreaming« steht damit im Fokus.

Für den Zeitraum 2011–2015 entwickelte die Regierung 
erstmals einen »Nationalen Jugendplan« (Plan Nacional 
de Juventud, PNJ), der die diesbezügliche Arbeit aller 
staatlichen Institutionen (Ministerien, Behörden) koor
dinieren soll. Dieser Plan stellt die Road Map für die In- 
tegration junger Menschen in den Arbeitsmarkt dar. 
Die Schaffung menschenwürdiger Arbeitsbedingungen 
ist dabei das ausdrücklich formulierte Ziel. Ein wichtiges  
Instrument des PNJ ist das 2013 verabschiedete Jugend-
beschäftigungsgesetz, das Anreize und Erleichterungen 
für Unternehmen bieten soll. Im Falle der Einstellung ei-
nes jungen Kollegen oder einer jungen Kollegin über-
nimmt der Staat für einen begrenzten Zeitraum bis zu 25 
Prozent des Gehalts. Diskriminierte Gruppen wie Frauen 
und Migrant_innen sollen mindestens 50 Prozent der 
geförderten Personen ausmachen.

Zudem mischen sich neuerdings staatliche Institutionen 
aktiv ein, um die erste Berufserfahrung von bislang ar-
beitslosen Jugendlichen aus sozial schwachen Gebieten 
zu ermöglichen. Im Rahmen spezifischer Ausbildungs-
programme werden diesen bezahlte Praktikumsplätze 
angeboten, sodass sie Kontakte zu Unternehmen knüp-
fen können. 

Auch im Bereich der beruflichen Bildung sollen die Chan-
cen junger Menschen verbessert werden. Maßnahmen 
nach dem Vorbild der dualen Ausbildung in Deutschland 
werden derzeit ausgeweitet. Eine innovative Neuheit ist 
zudem eine staatlich geförderte Messe für junge Selbst-
ständige. Sie gibt potenziellen Unternehmer_innen von 
morgen die Chance, ihre Innovationen zu präsentieren 
und publik zu machen.
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Interessant ist, dass alle diese Instrumente unter Einbe-
ziehung der Wissenschaft, der gewerkschaftlichen For-
schungsinstitute und der Arbeitgebervertreter_innen 
entwickelt werden. Wie bei den tripartiten Lohnräten 
setzt die uruguayische Regierung damit auf die Beteili-
gung aller Akteure der Arbeitswelt. Die Regierung hofft 
mit diesem Instrumenten-Mix, die Jugendarbeitslosig-
keit in den kommenden Jahren in den Griff zu bekom-
men. Eine Wirkungsanalyse der Programme ist zum jet-
zigen Zeitpunkt noch nicht möglich, da sich die meisten 
politischen Initiativen erst in der Implementierungsphase 
befinden. Das Arbeitsministerium begleitet die Umset-
zung dieser Projekte jedoch künftig durch ständiges Mo-
nitoring und ständige Evaluierung.

Die unternommenen Anstrengungen sind vielverspre-
chend, werden aber vermutlich nicht ausreichen, solan-
ge Uruguay nicht auch das Bildungssystem reformiert. 
Internationale Studien weisen darauf hin, dass die Qua-
lität der Schulen und Universitäten in den letzten Jahr-
zehnten stark abgenommen hat und das Land im welt-
weiten PISA-Vergleich immer schlechter abschneidet. 
Nicht nur der Arbeitsmarkt, sondern auch das Bildungs-
system reproduziert derzeit Armut. Chancengleichheit 
und Generationengerechtigkeit sind noch ferne Ziele 
(vgl. Moreira / Martínez 2012: 5).

5. Fazit

Nach schweren Finanz- und Wirtschaftskrisen ist es Uru-
guay gelungen, wieder Anschluss an die Weltwirtschaft 
zu gewinnen. Die Regierungen der Frente Amplio haben 
im Bereich der Arbeitsmarktpolitik einen Reformweg 
eingeschlagen, der aus einer Vielzahl von klug ineinan-
dergreifenden Maßnahmen besteht und sicherstellt, dass 
der Aufschwung und die Wohlstandsgewinne bei brei-
ten Kreisen der Bevölkerung ankommen. Von der aktiven 
Rückkehr des Staates in die Arbeitsmarktpolitik profitie-

ren nicht nur die meisten Bürger_innen, sondern auch 
Gewerkschaften und Arbeitgebervertreter_innen. Ihr An
sehen ist in Uruguay in den letzten Jahren gestiegen.

Die anhaltende Wachstumsdynamik der uruguayischen 
Ökonomie beweist, dass sich eine Stärkung der Arbeit-
nehmer_innenrechte und die Formalisierung des Ar-
beitsmarktes mit wirtschaftlichem Fortschritt und einer 
Erhöhung der Produktivität in Einklang bringen lassen. 
Außer Frage steht dabei, dass solch ein kleines Land, das 
faktisch über keinen Binnenmarkt verfügt und notge-
drungen auf den Weltmärkten konkurrieren muss, ge-
zwungen ist, seine Wettbewerbsfähigkeit zu bewahren.
Zweifelsohne sind weitere tief greifende Reformmaß-
nahmen notwendig, um den uruguayischen Arbeits-
markt noch mehr auf die Förderung sozialer Kohäsion 
auszurichten. Neben der anhaltenden Jugendarbeits
losigkeit ist beispielsweise auch die Einkommenskluft 
zwischen Frauen und Männern (Gender Pay Gap) ein 
ungelöstes Problem.

Nichtsdestotrotz ist Uruguay zu einem interessanten und 
erfolgreichen Laboratorium in Sachen Arbeitsmarktre-
formen geworden. Dank der dadurch geförderten brei-
tenwirksamen Wohlstandsgewinne ist Uruguay heute 
das Land mit der höchsten Lebensqualität in Lateiname-
rika und der höchsten Zustimmung zur Demokratie (La­
tinobarómetro 2014).

Im März 2015 ist die FA-Regierung in ihre dritte Amts-
zeit gestartet. Sie gewann die Präsidentschaftswahlen 
mit absoluter Mehrheit in Parlament und Senat. Mutige 
Arbeitsmarkt- und Sozialreformen können also Wahl
erfolge sichern. Die neue Regierung hat versprochen, in 
den kommenden Jahren die Bildungsreform in Angriff 
zu nehmen. Damit hat sie die Chance, auch in diesem 
Bereich zu einer internationalen Referenz zu werden und 
ihren Ruf als Vorreiterin für ein progressives Entwick-
lungsmodell zu festigen.
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